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Regierungsratsbeschluss vom 29. Juni 2010 

Nr. 2010/1223 

Dornach: Kantonaler Erschliessungs- und Gestaltungsplan .,Ufersanierung Birs - Gebiet 
Apfelsee" mit Sonderbauvorschriften I Genehmigung I Kostenteiler 

1. Ausgangslage 

Das Bau- und Justizdepartement, Amt für Umwelt (AfU), Fachstelle Wasserbau, unterbreitet 
dem Regierungsrat den kantonalen Erschliessungs- und Gestaltungsplan "Ufersanierung Birs­
Gebiet Apfelsee" mit Sonderbauvorschriften mit nachfolgenden Unterlagen zur Genehmigung: 

- Situation Massstab 1:200 

- Querprofile Massstab 1:50 

- Landabtretung Massstab 1:500 

Orientierende Unterlagen: 

- Raumplanungsbericht 

- Historische Altlastenuntersuchung der Böschungsbereiche. 

Das geplante Vorhaben soll den Schutz der Industriebauten der Firma Swissmetal auf Gebiet der 
Gemeinde Dornach vor Hochwasserereignissen wiederherstellen. 

1.1 Sanierungsbedarf 

Die Birs im Gebiet Apfelsee in Dornach ist ein Grenzgewässer zur Gemeinde Aesch, Kanton BL. 
Auf Höhe der Firma Swissmetallndustries AG Dornach wurde 1979 (RRB Nr. 4137 vom 20. Juli 
1979) der Grenzverlauf zwischen den Kantonen Solothurn und Basel-Landschaft bereinigt und 
im Anschluss das Solothurner Birsufer in der Aussenkurve mit Blockwurf gesichert. Der Block­
wurf wurde einer älteren Ufersicherung aus Betonplatten zwischen Eisenprofilen vorgelagert. 
Seit rund zehn Jahren sind Schadstellen am Blockwurf und der älteren Verbauung bekannt. Der 
Blockwurf im Gebiet Apfelsee wurde in den letzten Jahren und vor allem beim Hochwasser­
ereignis 2007 auf einer Strecke von rund 90 m ganz weggetragen und auf weiteren ca. 40 m be­
schädigt (Birs-km 9.70 bis km 9.57). Die Erosion führte zum teilweisen Abrutschen des parallel 
führenden Weges. Eine weiterschreitende Erosion gefährdet die unmittelbar an den Weg an­
grenzenden Gebäude und Werke der Swissmetal. 

Ursprünglich war vorgesehen, die Sanierung der Uferbauung im Rahmen einer einfachen Un­
terhaltsmassnahme, ohne kantonalen Nutzungsplan zu realisieren. So wurde zu einem früheren 
Zeitpunkt die für die Sanierung notwendige fischereipolizeiliche Bewilligung gernäss Art. 8-10 
des Bundesgesetzes über die Fischerei (BGF, SR 923.0) sowie§ 18 des kant. Fischereigesetzes 
(FiG, BGS 625.11) am 10. Februar 2009 bereits eingeholt (Anhang B). Dem nun beantragten kan­
tonalen Nutzungsplan liegen dieselben Pläne zugrunde wie der am 10. Februar 2009 erteilte fi­
schereipolizeiliche Bewilligung, so dass diese nicht abgeändert werden muss. 
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1.2 Unterhaltspflicht 

Der Unterhaltder Flüsse obliegt in der Regel dem Kanton [§§ 38 Abs. 1, 39 und 44 des Gesetzes 
über Wasser, Boden und Abfall (GWBA, BGS 712.15)], ausgenommen Konzessionsstrecken (§ 38 
Abs. 2 GWBA) oder private Uferverbauungen (§ 41 Abs. 1 GWBA). Teilweise Eigentümerin des 
Uferabschnittes Dornach Apfelsee mit ihrer Verbauung ist die Swissmetallndustries AG, 4143 
Dornach. 

Die Einwohnergemeinde Dornach ist Erstellerin der 2,8 m breiten Fussgängerbrücke über die 
Birs bei km 9.67. Gernäss Verfügung vom 21. Oktober 2002 des Bau- und Justizdepartements 
(BJD) hat sie die Birs 10m ober- und 10m unterhalb der Brücke zu unterhalten, gesamthaft 
22,8 m Uferlänge des zu sanierenden Abschnittes. 

1.3 Altlasten 

Aufgrund eines Bodenaufschlussesam Ufer war es angezeigt, vor Inangriffnahme der Bauarbei­
ten eine historische Altlastenuntersuchung des Böschungsbereiches durchzuführen. Es wurde 
festgestellt, dass die Auffüllungen nicht zwingend sanierungsbedürftig sind, bzw. der neu an­
zulegende Uferschutz vorgelagert werden kann. 

2. Erwägungen 

2.1 Kantonaler Nutzungsplan 

2.1.1 Rechtliches 

Da es sich bei der Birs um ein öffentliches Gewässer handelt, ist nach § 68 lit. e des Planungs­
und Baugesetzes (PBG, BGS 711.1) das Projekt planungsrechtlich mit einem kantonalen Nut­
zungsplan sicherzustellen. Dem Erschliessungsplan soll gleichzeitig die Bedeutung der Baube­
willigung zukommen (§ 39 Abs. 4 PBG). Die für das Vorhaben notwendigen gewässer- und fi­
schereirechtlichen Bewilligungen (§53 Abs. 1 lit c. GWBA und nach Art. 8-10 des Bundesgesetzes 
über die Fischerei (BGF, SR 923.0) sowie§ 18 des kant. Fischereigesetzes (FiG, BGS 625.11)) wer­
den gleichzeitig erteilt, sofern sie nicht schon vorliegen. 

Für das Vorhaben muss keine Ufervegetation im Sinne von Art. 21 des Bundesgesetzes über den 
Natur- und Heimatschutz (NHG; SR 451) entfernt werden. Eine naturschutzrechtliche Ausnah­
mebewilligung nach § 22 Abs. 2 NHG ist somit nicht nötig. 

Nach § 33 GWBA sichern Kanton und Einwohnergemeinden durch ihre Richt- und Nutzungspla­
nung den freien Zugang zu den Ufern und deren Begehbarkeit, soweit dies mit verhältnismässi­
gem Aufwand möglich ist. Mit dem vorliegenden, kantonalen Erschliessungs- und Gestaltungs­
plan wird der bestehende Weg von 5 m auf3 m zugunsten des Raumbedarfes der Birs zurück­
gebaut. Der Gewässerraum der Birs wird so von 6 m auf 8 m ausgeweitet. 

2.1.2 Landabtretung 

Die Firma Swissmetal als teilweise Eigentümerin des Ufers ist bereit, 470m2 der Parzelle Nr. 91 
an den Kanton abzutreten (Landabtretungsplan). Damit wird die Swissmetal lndustries AG aus 
der Unterhaltspflicht bzw. aus der Kostenpflicht für die Sanierung der Uferbefestigung entlas­
sen (§ 41 Abs. 2 GWBA). Mit der entschädigungslosen Abtretung des Uferstreifens an den Kan­
ton werden die wegfallende Unterhaltspflicht für die Uferbauungen und die Mehrkosten be­
rücksichtigt, welche bei der Zwischenlagerung und der Deponierung von belastetem Material 
entstehen. 
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2.1.3 Mitberichte Fachsteilen 

Die zuständigen Fachsteilen des Kantons haben das Projekt geprüft. Sie haben festgestellt, dass 
die Voraussetzungen für die Erteilung der erforderlichen wasserrechtlichen Bewilligung gege­
ben sind. Der Uferschutz mit Blocksatz ist zweckmässig, der Weg parallel zur Birs und die Brücke 
werden erhalten. Bei der Realisierung des Vorhabens sind die Weide bei km 9.55 und die Ulme 
bei km 9.65 zu schützen. Die Wiederbestockung des Ufers ist mit dem zuständigen Kreisforstamt 
abzusprechen. 

Die Bevölkerung der Gemeinden Dornach SO und Aesch BL und der Kanton Basel-Landschaft 
wurden über das Projekt informiert. Der Gemeinderat von Dornach hat an seiner Sitzung vom 
29. März 2010 den Entwurf des kantonalen Erschliessungs- und Gestaltungsplans "Ufersanierung 
Birs- Gebiet Apfelsee" mit Sonderbauvorschriften und der Kostenschätzung mit Kostenteiler mit 
grossem Mehr zustimmend zur Kenntnis genommen. 

Die öffentliche Auflage erfolgte vom 6. April 2010 bis 6. Mai 2010. Innerhalb der Auflagefrist 
ging beim Bau- und Justizdepartement eine Einsprache ein. Die Gemeinde Aesch wollte damit 
sicherstellen, dass das Projekt keine negativen Auswirkungen auf ihre Uferanlieger hat. Am 
25. Mai 2010 wurde das Projekt mit Vertretern der Gemeinde Aesch, des Kantons Basel­
Landschaft, des AfU und dem Ingenieur besprochen. Die Einsprache wurde in der Folge am 
8. Juni 2010 durch den Gemeinderat zurückgezogen. 

2.2 Finanzielles 

Der Kostenvoranschlag des Projektes beträgt Fr. 512'654.75. Die Finanzierung erfolgt im Rah­
men der Wasserbauplanung 2009 aus dem Verpflichtungskredit für Kleinprojekte in der Höhe 
von insgesamt 4.7 Mio. Franken brutto bzw. netto 2.5 Mio. Franken (Kantonsratsbeschluss 
Nr. 119/2008 vom 10. Dezember 2008). 

Das Bundesamt für Umwelt (BAFU) stellt im Rahmen der Programmvereinbarung Schutzbauten 
2008 -2011 an die veranschlagten Gesamtkosten einen Bundesbeitrag von 35 %, d.h. 
Fr. 179'429.15 inkl. MwSt in Aussicht. 

Nach § 45 Abs. 1 GWBA verlegt der Regierungsrat bei staatlichen Unternehmen des Wasserbaus 
die nach Abzug des Bundesbeitrages verbleibenden Kosten auf den Staat und die Einwohner­
gemeinden, die aus dem Unternehmen Nutzen ziehen. Alleine Dornach zieht als Gemeinde Nut­
zen aus dem Unternehmen, so dass ihr 25% oder voraussichtlich Fr. 128'163.70 inkl. MwSt. der 
Gesamtkosten als gebundene Ausgaben übertragen werden. Somit verbleiben dem Kanton Net­
toinvestitionen von Fr. 205'061.90 inkl. MwSt, d.h. 40% der Gesamtkosten. 

3. Beschluss 

Gestützt auf die Erwägungen und § 15 ff, 68, 69 und 134 PBG (BGS 711.1), §§ 16 ff und § 41 
Abs. 2 GWBA, BGS 712.15) 

3.1 Die Einsprache der Gemeinde Aesch vom 4. Mai 2010 wird als durch Rückzug erledigt 
von der Geschäftskontrolle des Bau- und Justizdepartements abgeschrieben. Es werden 
keine Verfahrenskosten erhoben. 

3.2 Der kantonale Erschliessungs- und Gestaltungsplan "Ufersanierung Birs- Gebiet Apfel­
see" mit Sonderbauvorschriften (Situation Massstab 1:200, Querprofile Massstab 1 :50 
und Landabtretung Massstab 1 :500) wird genehmigt. 
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3.3 Dem kantonalen Erschliessungs- und Gestaltungsplan "Ufersanierung Birs- Gebiet Ap­
felsee" mit Sonderbauvorschriften kommt gleichzeitig die Bedeutung der Baubewilli­
gung zu (§ 39 Abs. 4 PBG). 

3.4 Dem Amt für Umwelt wird als Nebenbewilligung für die "Ufersanierung Birs- Gebiet 
Apfelsee" die wasserrechtliche Bewilligung erteilt (Anhang A) 

3.5 Die Weide bei km 9.55 und die Ulme bei km 9.65 sind zu schützen. Die Wiederbestok­
kung der Uferböschung ist dem Kreisförster rechtzeitig bekannt zu geben. Den Wei­
sungen des Kreisförsters ist Folge zu leisten. 

3.6 Bestehende Pläne und Reglemente verlieren, soweit sie mit den genehmigten in Wi­
derspruch stehen, ihre Rechtkraft und werden aufgehoben. 

3.7 Die veranschlagten Gesamtkosten von Fr. 512'654.75 werden durch die Investitions­
rechnung des Amtes für Umwelt getragen. Die nach Abzug des Bundesbeitrages von 
voraussichtlich 35 % verbleibenden Kosten werden auf den Kanton Solothurn und die 
Einwohnergemeinde Dornach verlegt. Der Gemeindeanteil beträgt 25 % der Gesamt­
kosten und wird als gebundene Ausgabe der Einwohnergemeinde in Rechnung ge­
stellt. 

Andreas Eng 
Staatsschreiber 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann innert 10 Tagen Beschwerde beim Verwaltungsgericht des Kantons 
Solothurn eingereicht werden. Die Beschwerde hat einen Antrag und eine Begründung zu ent­
halten. 

Beilagen 

Anhang A: Wasserrechtliche Bewilligung 

Anhang B: Fischereipolizeiliche Bewilligung 

( 

( 
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Verteiler 

Bau- und Justizdepartement 
Volkswirtschaftsdepartement 
Amt für Umwelt (CD, UH, Akten 315.112.04) (3) 
Amt für Umwelt, Rechnungsführung (KA 501 000/A/70019) 
Amt für Raumplanung (RG/Ru), mit Akten und 1 gen. Plan mit SBV (folgt später) (3) 
Amt für Raumplanung, Debitorenkontrolle (Ci) (Publikationskosten Anzeiger umbuchen) (2) 
Amt für Raumplanung, z.Hd. Amt für Umwelt, mit 1 gen. Plan mit SBV (folgt später) 
Amt für Verkehr und Tiefbau 
Amt für Finanzen 
Amt für Wald, Jagd und Fischerei, Abteilung Wald 
Amt für Wald, Jagd und Fischerei, Abteilung Jagd und Fischerei 
Tiefbauamt Basel-Landschaft, Geschäftsbereich Wasserbau, Rheinstrasse 29, Postfach, 4410 Lie­

stal 
Einwohnergemeinde Dornach, Gemeindepräsidium, Hauptstrasse 33, Postfach, 4143 Dornach 

(Einschreiben} 
Einwohnergemeinde Aesch, M. Beerli, Hauptstrasse 23, 4147 Aesch (Einschreiben} 
Swissmetallndustries AG, Angelo Di Silvio, Weidenstrasse 50, 4143 Dornach (Einschreiben} 
Böhringer AG, M. Aggeler, Mühlegasse 10,4104 Oberwil 
Veterinär-, Jagd- und Fischereiwesen, Ebenrainweg 25, 4450 Sissach 
Fischereiaufseher Rudolf Christ, Polizeiposten Dornach, Bruggweg 4, 4143 Dornach 
Martin Roth, Kreisförster, Amthaus, 4143 Dornach 
Werner Götz, Ingenieurbüro Götz, Kasernenstrasse 24, 4410 Liestal 
Amt für Umwelt (z.Hd. Staatskanzlei zur Publikation im Amtsblatt: Regierungsrat: "Einwohner­

gemeinde Dornach: Genehmigung kantonaler Erschliessungs- und Gestaltungsplan 
"Ufersanierung Birs- Gebiet Apfelsee" mit Sonderbauvorschriften (Situation Mst. 1:200, 
Querprofile Mst. 1:50 und Landabtretung Mst. 1 :500)." 
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Anhang A zu RRB vom 29. Juni 2010 

Wasserrechtliche Bewilligung 

Gestützt auf§ 53 Abs.1 lit. c und § 69 Abs. 3 Gesetz über Wasser, Boden und Abfall (GWBA, BGS 
712.15) wird dem Bau- und Justizdepartement des Kantons Solothurn, vertreten durch das Amt 
für Umwelt, Fachsteile Wasserbau, Werkhofstrasse 5, 4509 Solothurn, für die "Ufersanierung Birs 
-Gebiet Apfelsee" in Dornach die wasserrechtliche Bewilligung erteilt. Dabei sind folgende Auf­
lagen verbindlich: 

- Das Amt für Umwelt (Fachstelle Wasserbau) hat die ausführende Bauunternehmung über den 
Inhalt dieser Bewilligung in Kenntnis zu setzen. 

- Für die Bauausführung ist das Merkblatt "Baustellen-Entwässerung" 
(http://www.so.ch/fileadmin/internet/bjd/bumaa/pdf/wasser/328 mb 01.pdf) des Amtes für 
Umwelt sinngernäss zu beachten. 

- Der Staat Solothurn haftet für alle Folgen, die sich aus der Ufersanierung ergeben. 

- Die Ufersanierung ist gernäss den Plänen (Situation Nr. 4776.1501 - 01 A, Massstab 1:200 und 
Querprofile Nr. 4776.1501 -02 A, Massstab 1 :50) der Böhringer AG, Ingenieure und Planer, 
Mühlegasse 10,4104 Oberwil, auszuführen. 

- Rechte Dritter sowie bestehende und künftige Gesetze bleiben vorbehalten. Privatrechtliche 
Einwendungen gegen das Vorhaben sind an den Zivilrichter zu verweisen. Eine allfällige Inan­
spruchnahme des Grundeigentums Dritter ist vom Amt für Umwelt (Fachstelle Wasserbau) mit 
den Grundeigentümern direkt zu regeln. 

- Der Staat Solothurn hat das verbaute Teilstück des Sirsufers im Gebiet Apfelsee zu unterhal­
ten. 

Begründung 

Nach § 53 Abs. 1 lit. c GWBA ist die Erstellung von Uferschutzbauten an öffentlichen Ober­
flächengewässern bewilligungspflichtig. 

Zuständig ist nach § 69 Abs. 3 GWBA das Bau- und Justizdepartement. Wegen des engen Sachzu­
sammenhanges und im Sinne des Gebots der formellen und materiellen Koordination nach § 134 
PBG ist es angezeigt, dass der Regierungsrat die Angelegenheit gesamthaft beurteilt und somit 
auch über die wasserrechtliche Bewilligung entscheidet. 

Die Ufersanierung ist zur Behebung der im Laufe der Jahre entstandenen Schäden unumgäng­
lich. Aus wasserbaulicher Sicht sind die beabsichtigten Massnahmen zweckmässig. Dem Vorha­
ben kann deshalb unter Auflagen zugestimmt werden. 
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Amt für Wald, Jagd und Fischerei 
Abteilung Jagd und Fischerei 

Rathaus I Barfüssergasse 14 
4509 So/othurn 
Telefon 032 627 23 47 
Telefax ()32 627 22 97' 
www. wa ld-jagd-fischerei.so. eh 

Registratur•N r. 3'47 

1 1. FEG. 2009 
r------- ----

Äbte:Jung; 

Sachba.;;rbe:iiei~ 

~ c l\..., 
Akten-blr.: I Terr:;ir.' 

Besprechan mit: 

Fischereipolizeiliche Bewilligung 

1C. Februar 2009'/ mt 

Gestützt a.uf Artikel 8 bis 1 P des Bundesgesetz-es über die Fischerei vom 21. Juni 1991 und § 32 
des, kantonalen-Fischereigesetzesvom 24. September 1978 kann dem 

Amt für Umwelt, Werkhorstrasse 5, 4509 Solothurri 

die fischereipolizeiliehe Bewilligung für den nachstehend genannten technischen Eingriff in ein 
Gewässer erteilt werden: , 

Gemeinde Dornach 

Sirs Gewässer 

Ortsbezeichnung 

Art des Eingriffes 

Areal SwissmetaJ 

Ufersanierung mit Blocksatz aus Natl.irblocksteinen, Uferfaschinen und 
Buhnen (gemäss den Plänen des lngenieurbüros Böhringer AG, Ober­
WH}. 

Auflagen 

1. Der Ffschereiaufseher ist mindestens zwei Wochen zum Voraus über den Zeitpunkt des 
Eingriffes zu orientieren. Die fischereitechnischen Anö,l'dnungen des Fischereiaufs~hers sind 

2. 

3. 

4. 

5. 

,6. 

7. 

strikte zu befolgen. · 

Der Fischereiaufseher ehtsche'idet, ob das Abfischen gefährdeter Gewässerabschnitte oder 
andere fischereirechtliche Massnahmen notwendig sind. Die Kosten gehen zu Lasten des 
Bewilligungsin.habers. 

Der Bewilligungsinhaber hat die Bauunternehmung über den Inhalt dies.er Bewilligung zl.i 
orienti,eren. 

Be-i Betonarbeiten darf kein Zementwasser ins Gewässer abfliessen. 

Der Blocksatz ist im Sohlenbereich ".formwild'' zu gestalten. Einzelne grosse Blötksteine sind 
möglichst weit flusseinwärts zu versetzen. 

Der zuständ\ge Fischereiaufseher und die Abteilung Jagd und Fischerei sind zu den Bausit­
zungen und zur Bauabnahme einzuladen. 

Während der Bauarbeiten im Gewässer ist eine Wasserhaltung zu erstellen. Trübungen des 
Bachlaufes sind auf ein absolutes Minimum zu ~eschränken. 

Am·t für Wald. Jagd und Fischerei I 003.DOC I 10. Februar 2009 I mt 
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Hinweis 

Der Bewilligungsinhaber haftet für Schäden, die der Fischerei durch den Eingriff verursacht 
werden. Bei technischen Eingriffen in private Fischgewässer hat er Schadenersatzansprüche der 
Fischereiberechtigten direkt zu erledigen. 

Rechtsmittel 

Gegen diese Verfügung kann innert 10 Tagen seit Eröffnung schriftlich und begründet Be­
schwerde erhoben werden. Die Beschwerde ist beim Verwaltungsgericht des Kantons Solothurn, 
Amthaus 1, 4502 Solothurn, einzureichen. 

Amt für Wald, Jagd und Fischerei 
Abteilung Jagd und Fischerei 

A.1;, ~~~· 
Martel Tschan, Jagd- und Fischereiverwalter 

Kopie an: - Fischereiaufsicht Dorneck-Thierstein: Herr Rudolf Christ, Polizeiposten Dornach, 
Bruggweg 4, 4l43 Dornach 

-Amt für Umwelt 

Gesuchsakten an Amt für Umwelt 

( 
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